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Wahl zum 19. Deutschen Bundestag 

am 24. September 2017 

 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 

für den Wahlkreis 227 Deggendorf 

 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvor-

schlägen 

 

Für die Durchführung der Bundestagswahl sind ins-

besondere das Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 

(BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Art. 1 

des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes vom 3. Mai 2016 (BGBl I 

S. 1062), und die Bundeswahlordnung (BWO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 

(BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der 

Zehnten Verordnung zur Änderung der Bundeswahl-

ordnung vom 13. Mai 2013 (BGBl I S. 1255) maß-

geblich.  

 

Hiermit fordere ich die Parteien und die Wahlberech-

tigten zur möglichst frühzeitigen Einreichung der 

Kreiswahlvorschläge auf (§ 32 BWO). Die Kreis-

wahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter spätestens 

am 

 

17. Juli 2017, 18:00 Uhr 

 

schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). 

 

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zu-

ständige Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet 

sich im Landratsamt Deggendorf, Herrenstr. 18, 

94469 Deggendorf, Zimmer-Nr. 34, EG. 

A. Voraussetzungen für die Einreichung von 

Kreiswahlvorschlägen 
 

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien 

und nach Maßgabe des § 20 BWG von 

Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 18 

Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem 

Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag 

einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 

 

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder 

in einem Landtag seit deren letzter Wahl 

nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge 

ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-

ordneten vertreten waren, können als sol-

che einen Kreiswahlvorschlag nur einrei-

chen, wenn sie spätestens am 19. Juni 

2017 bis 18:00 Uhr dem Bundeswahlleiter 

(Statistisches Bundesamt, Gustav-

Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden) 

ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich 

angezeigt haben und der Bundeswahlaus-

schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt 

hat (§ 18 Abs. 2 BWG). 

 

In der Anzeige ist anzugeben, unter wel-

chem Namen sich die Partei an der Wahl 

beteiligen will. Die Anzeige muss von 

mindestens drei Mitgliedern des Bundes-

vorstands, darunter dem Vorsitzenden oder 

seinem Stellvertreter, persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Par-

tei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor-

stand der jeweils obersten Parteiorganisati-

on an die Stelle des Bundesvorstands. Die 

schriftliche Satzung und das schriftliche 
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Programm der Partei sowie ein Nachweis 

über die satzungsgemäße Bestellung des 

Vorstands sind der Anzeige beizufügen. 

Der Anzeige sollen Nachweise über die 

Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 

des Parteiengesetzes beigefügt werden. 

 

 3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens 

am 7. Juli 2017 für alle Wahlorgane ver-

bindlich fest, welche Parteien im Deut-

schen Bundestag oder in einem Landtag 

seit deren letzter Wahl aufgrund eigener 

Wahlvorschläge ununterbrochen mit min-

destens fünf Abgeordneten vertreten waren 

und welche Vereinigungen, die ihre Betei-

ligung angezeigt haben, für die Wahl als 

Parteien anzuerkennen sind (§ 18 Abs. 4 

BWG). Gegen eine Feststellung, die sie an 

der Einreichung von Wahlvorschlägen hin-

dert, kann eine Partei oder Vereinigung 

binnen vier Tagen nach deren Bekanntgabe 

Beschwerde zum Bundesverfassungsge-

richt erheben. In diesem Fall ist die Partei 

oder Vereinigung von den Wahlorganen bis 

zur Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts, längstens bis zum Ablauf des 

27. Juli 2017 wie eine wahlvorschlagsbe-

rechtigte Partei zu behandeln (§ 18 Abs. 4a 

BWG). 

 

B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

 

1. Als Bewerber kann in einem Kreis-

wahlvorschlag nur benannt werden, wer 

 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des 

Artikels 116 Abs. 1 des Grundgeset-

zes ist, das 18. Lebensjahr vollendet 

hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG 

von der Wählbarkeit ausgeschlossen 

ist, 

 

b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied 

einer anderen als der den Kreis-

wahlvorschlag einreichenden Partei 

ist und in einer Mitgliederversamm-

lung zur Wahl eines Wahlkreisbe-

werbers oder in einer besonderen 

oder allgemeinen Vertreterversamm-

lung entsprechend den Bestimmun-

gen des § 21 BWG in geheimer Ab-

stimmung hierzu gewählt worden 

ist, 

 

c) seine Zustimmung dazu schriftlich er-

teilt hat; die Zustimmung ist unwi-

derruflich. 

 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Na-

men eines Bewerbers enthalten. Jeder Be-

werber kann nur in einem Wahlkreis und 

hier nur in einem Kreiswahlvorschlag be-

nannt werden. 

 

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 

Muster der Anlage 13 zur BWO einge-

reicht werden. Er muss enthalten (§ 34 

Abs. 1 BWO) 

 

a) den Familiennamen, die Vornamen, 

den Beruf oder Stand, das Geburts-

datum, den Geburtsort und die An-

schrift (Hauptwohnung) des Bewer-

bers, 

 

b) den Namen der einreichenden Partei 

und, sofern sie eine Kurzbezeich-

nung verwendet, auch diese, bei an-

deren Kreiswahlvorschlägen (§ 20 

Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 

 

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen 

und Anschriften der Vertrauensperson und 

der stellvertretenden Vertrauensperson ent-

halten. 

 

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von 

mindestens drei Mitgliedern des Vorstands 

des Landesverbandes, darunter dem Vorsit-

zenden oder seinem Stellvertreter, persön-

lich und handschriftlich zu unterzeichnen. 

Hat eine Partei in Bayern keinen Landes-

verband oder keine einheitliche Landesor-

ganisation, so müssen die Kreiswahlvor-

schläge von den Vorständen der nächst-

niedrigen Gebietsverbände, in deren Be-

reich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 ge-

mäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften 

des einreichenden Vorstands genügen, 

wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 

nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine 

schriftliche, dem Satz 1 entsprechende 

Vollmacht der anderen beteiligten Vor-

stände vorliegt (§ 34 Abs. 2 BWO). 

 

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter Buch-

stabe A Nr. 2. genannten Parteien müssen 

außerdem von mindestens 200 Wahlbe-

rechtigten des Wahlkreises persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sein. Die 

Wahlberechtigung der Unterzeichner muss 

im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben 

sein und ist bei Einreichung des Kreis-

wahlvorschlags nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 

Satz 2 BWG). 

 

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergrup-

pen und Einzelbewerber) müssen von min-

destens 200 Wahlberechtigten des Wahl-

kreises persönlich und handschriftlich un-
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terzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG); Nr. 5 

Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei haben drei 

Unterzeichner ihre Unterschriften auf dem 

Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den 

vorhergehenden Nummern 5 und 6 von 

mindestens 200 Wahlberechtigten unter-

zeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 

amtlichen Formblättern nach Anlage 14 

zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4 

BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt 

für eine Unterstützungsunterschrift kann 

nur eine Unterschrift geleistet werden. Die 

Formblätter werden auf Anforderung vom 

Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 

 

Bei der Anforderung sind Familienname, 

Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) 

des vorzuschlagenden Bewerbers anzuge-

ben. Wird bei der Anforderung der Nach-

weis erbracht, dass für den Bewerber im 

Melderegister eine Auskunftssperre gemäß 

§ 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz eingetra-

gen ist, wird anstelle seiner Anschrift 

(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsan-

schrift verwendet; die Angabe eines Post-

fachs genügt nicht. 

 

Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvor-

schlags, der den Kreiswahlvorschlag ein-

reichen will, sind außerdem bei Parteien 

deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-

zeichnung verwenden, auch diese, bei an-

deren Kreiswahlvorschlägen deren Kenn-

wort anzugeben. Die vorgenannten Anga-

ben zum Bewerber und zum Wahlvor-

schlagsträger sind vom Kreiswahlleiter im 

Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 

Parteien haben ferner die Aufstellung des 

Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer 

besonderen oder allgemeinen Vertreterver-

sammlung nach § 21 BWG zu bestätigen. 

 

Für jeden Unterzeichner ist auf dem Form-

blatt oder gesondert (nach dem Muster der 

Anlage 14 zur BWO) eine Bescheinigung 

seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass 

er im Wahlkreis wahlberechtigt ist. 

 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen 

Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat je-

mand mehrere Kreiswahlvorschläge unter-

zeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen 

weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig.  

 

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen 

erst nach Aufstellung des Bewerbers durch 

eine Mitglieder- oder Vertreterversamm-

lung unterzeichnet werden. Vorher geleis-

tete Unterschriften sind ungültig. 

 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen 

Bewerbers nach dem Muster der 

Anlage 15 zur BWO, dass er seiner 

Aufstellung zustimmt und für keinen 

anderen Wahlkreis seine Zustim-

mung zur Benennung als Bewerber 

gegeben hat, bei Kreiswahlvorschlä-

gen von Parteien einschließlich der 

Versicherung an Eides statt, dass er 

nicht Mitglied einer anderen als der 

den Wahlvorschlag einreichenden 

Partei ist, 

 

b) eine Bescheinigung der zuständigen 

Gemeindebehörde nach dem Muster 

der Anlage 16 zur BWO, dass der 

Bewerber wählbar ist, 

 

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Par-

teien eine Ausfertigung der Nieder-

schrift über die Beschlussfassung 

der Mitglieder- oder Vertreterver-

sammlung, in der der Bewerber auf-

gestellt worden ist, im Falle eines 

Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG 

auch eine Ausfertigung der Nieder-

schrift über die wiederholte Ab-

stimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 

Satz 2 BWG vorgeschriebenen Ver-

sicherung an Eides statt. Die Nieder-

schrift soll nach dem Muster der An-

lage 17 gefertigt, die Versicherung 

an Eides statt nach dem Muster der 

Anlage 18 abgegeben werden, 

 

d) die erforderliche Zahl von Unter-

stützungsunterschriften nebst Be-

scheinigungen des Wahlrechts der 

Unterzeichner (siehe Buchstabe B 

Nr. 7), sofern der Kreiswahlvor-

schlag von mindestens 200 Wahlbe-

rechtigten des Wahlkreises unter-

zeichnet sein muss. 

 

9. Die einzureichenden Unterlagen sind in 

Schriftform rechtzeitig vorzulegen. Die 

Schriftform ist dann gegeben, wenn die 

schriftlich einzureichenden Unterlagen per-

sönlich und handschriftlich unterzeichnet 

sind und beim zuständigen Wahlorgan im 

Original vorliegen. Die Schriftform ist 

durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 
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C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahl-

vorschlägen sowie Beseitigung von Mängeln 

 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsa-

me schriftliche Erklärung der Vertrauensperson 

und der stellvertretenden Vertrauensperson zu-

rückgenommen werden, solange nicht über seine 

Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 

200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreis-

wahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der 

Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich 

und handschriftlich vollzogene Erklärung zu-

rückgenommen werden (§ 23 BWG). 
 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein 

Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame 

schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 

der stellvertretenden Vertrauensperson und nur 

dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt 

oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren 

nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu 

werden, der Unterschriften nach den Punkten 

B.5. und B.6. bedarf es nicht. Nach der Ent-

scheidung über die Zulassung des Kreiswahl-

vorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen 

(§ 24 BWG). 
 

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter 

sind etwaige Mängel im Kreiswahlvorschlag 

durch die Vertrauensperson rechtzeitig zu besei-

tigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können 

nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschlä-

ge behoben werden (§ 25 BWG). 

 

D. Auskunft und Vordrucke 
 

Auskunft zur Einreichung von Kreiswahlvor-

schlägen erteilt das Büro des Kreiswahlleiters: 
 

Landratsamt Deggendorf, Herrenstr. 18, 94469 

Deggendorf, Raum 34, Telefon 0991-3100 259, 

Telefax 0991-3100 41 257, E-Mail: Kommunal-

referat@lra-deg.bayern.de. 
 

Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen 

Vordrucke nach Anlage 14 (Unterstützungsun-

terschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach 

Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO für die 

Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei 

erhältlich. Letztgenannte Vordrucke sind auch 

im Internetangebot des Landeswahlleiters unter 

www.wahlen.bayern.de abrufbar. 

 

 

Deggendorf, 10.02.2017 

Der Kreiswahlleiter 

 

gez. 

 

Peterle 

Regierungsdirektor 

Verordnung des Landkreises Freyung-Grafenau 

über die Änderung des Gebietes der Stadt Gra-

fenau und des Marktes Schönberg 
 

vom 27.01.2017 

 
Aufgrund des Art. 11 Abs. 2 Nr. 1 und des Art. 12 

der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern – GO 

– (BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 13.12.2016 (GVBl S. 335), erlässt der Landkreis 

Freyung-Grafenau folgende Verordnung: 

 

§ 1 
 

Aus dem Markt Schönberg, Gemarkung Eberhards-

reuth werden nachfolgende Flurstücke ausgegliedert 

und in die Stadt Grafenau, Gemarkung Nendlnach 

eingegliedert: 

 

 Flurstück Fläche in m² 

 238/3 462 

 238/4 53 

 238/5 4 

 238/6 14 

 

§ 2 
 

Im Umgliederungsgebiet tritt jeweils das Recht des 

Marktes Schönberg außer Kraft und das Recht der 

Stadt Grafenau in Kraft. 

 

§ 3 

 

Die Umgliederungsflurstücke des § 1 dieser Verord-

nung sind im Fortführungsnachweis Nr. 400, Gemar-

kung Eberhardsreuth, des Amtes für Digitalisierung, 

Breitband und Vermessung Freyung ausgewiesen. 

Dieser Fortführungsnachweis liegt bei dem genann-

ten Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermes-

sung auf und kann von jedermann eingesehen wer-

den. 

§ 4 

 

Diese Verordnung tritt am 01.03.2017 in Kraft. 

 

 

Freyung, 27. Januar 2017 

Landratsamt Freyung-Grafenau 

 

gez. 

 

Wunder 

Oberregierungsrätin 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.wahlen.bayern.de/
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